
 
 
 
 
 

Drs. AR 38/2019 

Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag:   Programmakkreditierung 

Studiengang:   Wirtschaftsingenieurwesen – Digitale Wirtschaft (M.Sc.) 

Hochschule:   Fachhochschule Westküste  

Standort:   Heide 

Datum:   26.02.2019 

Akkreditierungsfrist: 01.09.2019 - 31.08.2027 

1. Entscheidung 

Der Studiengang wird 

☐ akkreditiert 

☒ mit Auflagen akkreditiert 

☐ nicht akkreditiert 

☐ Es erfolgt keine Beschlussfassung 

☒ Der Akkreditierungsrat plant mit der oben genannten Entscheidung von der Empfehlung der 

Gutachtergruppe in erheblichem Umfang abzuweichen. Die Entscheidung wird deshalb nur für 

den Fall wirksam, dass die Hochschule innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe dieses Be-

schlusses keine Stellungnahme gemäß § 22 (3) Studienakkreditierungsverordnung SH ein-

reicht, die die vorgesehene Entscheidung in Frage stellt. Für den Fall, dass die Hochschule 

fristgerecht eine entsprechende Stellungnahme einreicht, wird der Akkreditierungsrat eine ab-

schließende Akkreditierungsentscheidung unter Berücksichtigung dieser Stellungnahme tref-

fen.1 

☒ Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Prüfberichts der Agentur (Ziffer 1 des 
Akkreditierungsberichts) fest, dass die formalen Kriterien erfüllt sind 

☐ In Abweichung vom Entscheidungsvorschlag der Agentur (Ziffer 1 des Akkreditie-
rungsberichts) stellt der Akkreditierungsrat fest, dass die formalen Kriterien nicht er-
füllt sind. 

                                                
1 „Die Hochschule hat mit Schreiben vom 07.03.2019 eine Stellungnahme eingereicht. Diese stellte die Entschei-
dung des Akkreditierungsrates jedoch nicht in Frage. Damit wurde der Studiengang gemäß Beschluss des Akkre-
ditierungsrates vom 26.02.2019 mit Wirkung zum 01.09.2019 akkreditiert.“ 
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☐ Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums 
(Ziffer 2 des Akkreditierungsberichts) fest, dass die fachlich-inhaltlichen Kriterien er-
füllt sind. 

☒ In Abweichung vom Entscheidungsvorschlag des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) stellt der Akkreditierungsrat fest, dass die fachlich-inhaltli-
chen Kriterien nicht erfüllt sind. 

☐ Der Akkreditierungsrat kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht feststellen, ob die fachlich-
inhaltlichen Kriterien erfüllt sind. 

2. Auflagen 

1.) Die Hochschule muss in geeigneter Form substantiieren, dass die Teilzeitvariante auch 

tatsächlich berufsbegleitend in der Regelstudienzeit absolviert werden kann. Anderenfalls 

ist von einer Verwendung des beantragten Profilmerkmals „berufsbegleitend“ auch und vor 

allem in der Außendarstellung abzusehen. (Rechtsquelle § 12 (6) Studienakkreditierungs-

verordnung SH) 

   

2.) Die Hochschule muss beispielsweise anhand eines Personalkonzepts substantiieren, dass 

die fachlich-inhaltlichen Kernbereiche des Studiengangs perspektivisch über den gesam-

ten Akkreditierungszeitraum personell vertreten sind. (Rechtsquelle § 12 (2) Studienakkre-

ditierungsverordnung SH)  

 

3. Begründung 

Gemäß Entscheidungsvorschlag der Agentur und der Gutachterinnen und Gutachter erfüllt der 

Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen – Digitale Wirtschaft (M.Sc.) alle formalen und fach-

lich-inhaltlichen Kriterien.  

Der Akkreditierungsrat weicht von dieser Bewertung in folgenden Punkten ab: 

 

1.) Gem. den Rahmenangaben im Selbstevaluations-/Akkreditierungsbericht (jeweils S. 1) 

wird die Akkreditierung des Studiengangs in einer Vollzeit- und in einer berufsbegleitenden 

Teilzeitvariante beantragt. Aus den vorliegenden Unterlagen geht allerdings nicht hervor, 

dass die Teilzeitvariante auch tatsächlich berufsbegleitend studierbar ist und damit das 

beantragte Profilmerkmal i.S. von § 12 (6) Studienakkreditierungsverordnung SH bei der 

Studiengangskonzeption hinreichend berücksichtigt wurde: Folgt man den Antragsunter-

lagen, unterscheidet sich das Teilzeit- von einem Vollzeitstudium ausschließlich durch eine 

Verdopplung der Regelstudienzeit und damit einer Halbierung der Arbeitsbelastung pro 

Semester. Damit wird dem Profilmerkmal „Teilzeit“ sicherlich angemessen Rechnung ge-

tragen; eine berufsbegleitende Zielgruppe erfordert jedoch neben einer Reduktion des 
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Workload besondere didaktische und studienorganisatorische Maßnahmen, wie beispiels-

weise ein separates Studienangebot in den Abendstunden und / oder Wochenenden. Da 

darauf im vorliegenden Fall offenkundig verzichtet werden soll, kann die Einschätzung der 

Fachgutachter, dass die Studienorganisation der Teilzeitvariante „eine gute Vereinbarkeit“ 

des Studiums nicht nur mit familiären Verpflichtungen, sondern auch mit einem „Beruf“ 

ermöglicht (S. 21), nicht ohne Weiteres nachvollzogen werden. Die Hochschule muss so-

mit in geeigneter Form substantiieren, dass die Teilzeitvariante auch tatsächlich berufsbe-

gleitend in der Regelstudienzeit absolviert werden kann. Anderenfalls ist von einer Ver-

wendung des beantragten Profilmerkmals auch und vor allem in der Außendarstellung ab-

zusehen.  

 

2.) Die Gutachter bewerten die qualitative und quantitative personelle Ausstattung des Studi-

engangs auf S. 17 des Akkreditierungsberichts/Gutachtens zwar als „weitestgehend gesi-

chert“, konstatieren allerdings für den „Teilbereich der Digitalisierung“ „eine absehbare Un-

terdeckung der notwendigen Lehrkapazität“. Die tatsächliche Relevanz dieser Problematik 

lässt sich auf Basis der vorliegenden Unterlagen nur schwer abschätzen: 

 Dass die Gutachter diese Bewertung offenbar insbesondere vor dem Hintergrund eines 

von ihnen selbst empfohlenen Ausbau des Wahlpflichtbereichs sowie der „Strategie 

`Künstliche Intelligenz´ der Bundesregierung“ treffen (ebd.), deutet zunächst nicht auf 

eine akute Problematik hin. Dass dieser Sachverhalt von der Gutachtergruppe lediglich 

durch eine Empfehlung zur Einrichtung einer weiteren Professur im Bereich Künstliche 

Intelligenz adressiert wird, erscheint vor diesem Hintergrund zunächst nachvollziehbar. 

 Bei Durchsicht der Antragsunterlagen der Hochschule fällt dann allerdings auf, dass 

gerade die Professur für „Digitale Wirtschaft“ bis 2023 befristet ist (Selbstevaluations-

bericht S. 17). Informationen, ob diese Professur über 2023 hinaus verstetigt werden 

soll, fehlen und wurde von der Gutachtergruppe im Rahmen der Vorortbegehung of-

fensichtlich nicht erfragt. Da zudem eine Kapazitätsplanung lediglich für 2018/19 vor-

liegt (Anlage L zum Selbstevaluationsbericht), ist eine Bewertung der für den Studien-

gang relevanten Personalplanung auf Basis der vorliegenden Unterlagen nicht mög-

lich. 

Es ist selbstverständlich nicht erforderlich, dass zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits 

sämtliche für einen Studiengang relevanten Stellen dauerhaft besetzt sind. Wenn aller-

dings, wie im vorliegenden Fall, Professuren aus dem fachlich-inhaltlichen Kernbereich 

des Studiengangs befristet sind, muss die Hochschule i.S. des Prüfauftrags von § 12 (2) 

Studienakkreditierungsverordnung SH mindestens anhand eines Personalkonzepts 
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substantiieren, wie diese Kernbereiche über den gesamten Akkreditierungszeitraum per-

sonell vertreten werden sollen. 

 

Gem. § 27 Studienakkreditierungsverordnung SH kann der Akkreditierungsrat Auflagen aus-

sprechen. 

Zusammen mit diesem Beschluss ergeht der Hinweis, dass das Zulassungsverfahren für Be-

werber, deren Bachelorabschluss weniger als die in § 4 (2) der Prüfungsordnung geforderte 

Mindestkreditpunktezahl von 210 aufweist, Fragen aufwirft:  

Gemäß § 8 (2) Studienakkreditierungsverordnung SH kann von dem Grundsatz, dass mit dem 

Bachelor- und Masterabschluss in der Summe mindestens 300 ECTS-Punkten erworben wer-

den müssen, im Einzelfall „bei entsprechender Qualifikation“ des Kandidaten abgewichen wer-

den. Die Vorgaben der Studienakkreditierungsverordnung SH zielen damit explizit nicht auf 

eine Anerkennung / Anrechnung von vermeintlich fehlenden Leistungspunkten, sondern auf 

den „Nachweis der für die Zulassung erforderlichen Qualifikation“. Im Fall des zur Akkreditie-

rung beantragten Studiengangs Wirtschaftsingenieurwesen – Digitale Wirtschaft (M.Sc.) wer-

den detaillierte inhaltliche Qualifikationen durch § 4 (2) der Prüfungsordnung anhand von Min-

destkreditpunktezahlen in den Bereichen Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaften, Ma-

thematik, Wirtschafts-, Rechts- und weitere Sozialwissenschaften sowie Projektmanagement 

und Soft Skills für alle Bewerber festgelegt. Gemäß § 4 (5) der Prüfungsordnung müssen so-

wohl Bewerber, die in diesen Fächergruppen die Mindestkreditpunktezahlen nicht nachweisen 

können als auch pauschal alle Kandidaten mit einem Bachelorabschluss von weniger als 210 

Kreditpunkte „fehlende Bereiche und Inhalte durch den erfolgreichen Abschluss von Modulen 

aus einem grundständigen Studiengang der FH Westküste in einem Übergangssemester 

nach[…]weisen“. Welche „Inhalte und Bereiche“ in diesem „Übergangssemester“ vermittelt 

werden sollen, wenn ein Bewerber, dessen Bachelorabschluss zwar weniger als 210 Leis-

tungspunkte umfasst, in seinem Erststudium aber dennoch in allen Fächergruppen die erfor-

derlichen Mindestleistungspunkte erworben hat, bleibt unklar. Diese Inkonsistenz hätte aus 

Sicht des Akkreditierungsrats sowohl unter dem Gesichtspunkt einer Kompetenzorientierung 

des Zulassungsverfahrens i.S. von § 8 (2) Studienakkreditierungsverordnung SH als auch un-

ter dem der Transparenz gegenüber Bewerbern im Rahmen der Vorortbegehung (und damit 

zugleich im Akkreditierungsbericht) zumindest thematisiert werden müssen. Weitergehende 

Maßnahmen im Rahmen des laufenden Akkreditierungsverfahren hält der Akkreditierungsrat 

zwar nicht für erforderlich, weist allerdings darauf hin, dass das Zulassungsverfahren von Be-

werbern mit einem Bachelorabschluss von weniger als 210 Kreditpunkten eindeutig auf den 
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individuellen Nachweis der für die Zulassung vorgesehene Qualifikation ausgerichtet werden 

sollte. 

 


